
Auszug aus einer Mail von Frau Dr. Konner (Arbeitsmedizinerin der KHM) v. 22.3.20 zu 
Meldepflichten und Meldewegen im Falle des Verdachts einer Erkrankung oder einer Infi-
zierung (unter Einbeziehung von Informationen des Robert Koch-Instituts): 
 

„RKI: Wie funktioniert der Meldeweg, was ist alles meldepflichtig und welche Informa-
tionen zu den Erkrankten werden ans RKI übermittelt? 

Die Ärztin oder der Arzt, der bei einem Patienten den Verdacht auf eine Erkrankung mit 
dem neuartigen Coronavirus stellt, muss dies dem Gesundheitsamt gemäß Coronavirus-Mel-
depflichtverordnung melden (siehe unten). Auch das Labor, das das neuartige Coronavirus 
bei einem Menschen nachweist, muss dies dem Gesundheitsamt melden. Die Meldung muss 
unverzüglich erfolgen und dem Gesundheitsamt spätestens innerhalb von 24 Stunden vorlie-
gen. Dabei müssen auch Name, Adresse und Kontaktdaten der betroffenen Person dem Ge-
sundheitsamt gemeldet werden, damit das Gesundheitsamt die Person kontaktieren kann und 
die notwendigen Maßnahmen (z.B. Isolierung des Patienten, Ermittlung von Kontaktperso-
nen) einleiten kann. 

Die COVID-19-Fälle werden von den zuständigen Gesundheitsämtern elektronisch über die 
zuständigen Landesbehörden ans RKI übermittelt, allerdings ohne Name, Wohnort und Kon-
taktdaten der Betroffenen. Dabei können – sofern sie dem Gesundheitsamt vorliegen – auch 
zusätzliche Informationen übermittelt werden, z.B. Erkrankungsbeginn, Symptome und ob 
der/die Betroffene ins Krankenhaus oder auf eine Intensivstation eingewiesen worden ist. Die 
Daten werden vom RKI ausgewertet und dargestellt (siehe Dashboard und Situationsbe-
richte). In vielen Fällen sind diese Informationen aber nicht vollständig, weil diese Informati-
onen zum Zeitpunkt der Meldung noch nicht vorliegen und von den Gesundheitsämtern erst 
ermittelt werden müssen. Bei COVID-19 kann es vorkommen, dass zunächst mild erkrankte 
Personen erst einige Tage später schwer erkranken und im Krankenhaus behandelt werden 
müssen, diese Information zum Verlauf aber den Gesundheitsämtern nicht immer regelmäßig 
vorliegt. Wenn es, wie derzeit bei COVID-19, in einzelnen Gesundheitsämtern zu einem ra-
santen Anstieg der Meldungen wegen eines Ausbruchs kommt, kann die Ermittlung der An-
gaben und Übermittlung der Fälle auch länger dauern, da die Gesundheitsämter dann vor allen 
Dingen den Ausbruch stoppen müssen. 
In den Meldedaten erfasst werden auch alle Todesfälle, die mit einer COVID-19-Erkrankung 
in Verbindung stehen: Sowohl Menschen, die direkt an der Erkrankung gestorben sind („ge-
storben an“), als auch Patienten mit Grundkrankheiten, die mit COVID-19 infiziert waren und 
bei denen sich nicht klar nachweisen lässt, was letzten Endes die Todesursache war („gestor-
ben mit“). Verstorbene, die zu Lebzeiten nicht auf COVID-19 getestet worden waren, aber in 
Verdacht stehen, an COVID-19 gestorben zu sein, können post mortem auf das Virus unter-
sucht werden.  
Stand: 20.03.2020 
  
COVID-19: Meldepflicht (RKI): 
•                  Coronavirus-Meldepflichtverordnung (1.2.2020) (s.u.) 
•                  Meldung von COVID-19-Verdachtsfällen (14.2.2020) (s.u.) 
Stand: 19.03.2020 
  

1) Verordnung über die Ausdehnung der Meldepflicht nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 und § 7 Absatz 1 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes auf Infektionen mit dem 



erstmals im Dezember 2019 in Wuhan/Volksrepublik China aufgetretenen neuartigen 
Coronavirus ("2019-nCoV") 

§ 1 Ausdehnung der Meldepflicht 

(1) Die Pflicht zur namentlichen Meldung nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Infektions-
schutzgesetzes wird auf den Verdacht einer Erkrankung, die Erkrankung sowie den Tod in 
Bezug auf eine Infektion ausgedehnt, die durch das erstmals im Dezember 2019 in 
Wuhan/Volksrepublik China aufgetretene neuartige Coronavirus („2019-nCoV“) hervorgeru-
fen wird. Dem Gesundheitsamt ist in Abweichung von § 8 Absatz 3 Satz 2 des Infektions-
schutzgesetzes die Erkrankung in Bezug auf die in Satz 1 genannte Krankheit auch dann zu 
melden, wenn der Verdacht bereits gemeldet wurde. Dem Gesundheitsamt ist auch zu melden, 
wenn sich der Verdacht einer Infektion nach Satz 1 nicht bestätigt. 

(2) Die Meldung des Verdachts einer Erkrankung in Bezug auf die in Absatz 1 Satz 1 ge-
nannte Krankheit hat nur zu erfolgen, wenn der Verdacht nach dem Stand der Wissenschaft 
sowohl durch das klinische Bild als auch durch einen wahrscheinlichen epidemiologischen 
Zusammenhang begründet ist. Die vom Robert Koch-Institut auf der Grundlage des § 4 Ab-
satz 2 Nummer 1 des Infektionsschutzgesetzes veröffentlichte Empfehlung zu der in Absatz 1 
Satz 1 genannten Krankheit ist zu berücksichtigen. 

(3) Die Pflicht zur namentlichen Meldung nach § 7 Absatz 1 Satz 1 des Infektionsschutzgeset-
zes wird auf den direkten oder indirekten Nachweis des in Absatz 1 Satz 1 genannten Krank-
heitserregers ausgedehnt, soweit der Nachweis auf eine akute Infektion hinweist. 

2) Empfehlungen des Robert Koch-Instituts zur Meldung von Verdachtsfällen von CO-
VID-19 

Hintergrund: Am 01.02.2020 ist die Verordnung über die Ausdehnung der Meldepflicht nach 
§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und § 7 Absatz 1 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes auf In-
fektionen mit dem erstmals im Dezember 2019 in Wuhan/Volksrepublik China aufgetretenen 
neuartigen Coronavirus ("2019-nCoV") (CoronaVMeldeV) in Kraft getreten. Das Virus wird 
mittlerweile als SARS-CoV-2 bezeichnet. 

Meldepflichtig ist der Verdacht einer Erkrankung, die Erkrankung sowie der Tod in Bezug 
auf eine Infektion, die durch das neuartige Coronavirus (SARS-CoV-2) hervorgerufen wird. 
Die Meldung des Verdachts einer Erkrankung hat nur zu erfolgen, wenn der Verdacht nach 
dem Stand der Wissenschaft sowohl durch das klinische Bild als auch durch einen wahr-
scheinlichen epidemiologischen Zusammenhang begründet ist. Die vom Robert Koch-Institut 
veröffentlichte Empfehlung ist zu berücksichtigen. 
Empfehlung 
Der Verdacht auf COVID-19 ist begründet, wenn bei Personen mindestens eine der beiden 
folgenden Konstellationen vorliegt: 

1. Personen mit akuten respiratorischen Symptomen jeder Schwere oder unspezifischen Allge-
meinsymptomen UND Kontakt mit einem bestätigten Fall von COVID-19 

2.  Personen mit akuten respiratorischen Symptomen jeder Schwere UND 
Aufenthalt in einem Risikogebiet 

Bei diesen Personen sollte eine diagnostische Abklärung erfolgen. 



Definitionen 
 
Aufenthalt in Risikogebiet: 
Der Aufenthalt in einem Risikogebiet ist definiert als Reise oder Wohnen in einem betroffe-
nen Gebiet (Risikogebiet) innerhalb der letzten 14 Tage vor Erkrankungsbeginn. 
Als Risikogebiet werden Gebiete mit anhaltender Mensch-zu-Mensch-Übertragung („commu-
nity transmission“) eingestuft. Die Risikogebiete werden regelmäßig auf Basis von epidemio-
logischen Kriterien neu bewertet und auf den Internetseiten des RKI aktualisiert: 
www.rki.de/ncov-risikogebiete 
Kontakt 
Kontakt zu einem bestätigten Fall ist definiert als Vorliegen von mindestens einem der beiden 
folgenden Kriterien innerhalb der letzten 14 Tage vor Erkrankungsbeginn: 
•                  Versorgung bzw. Pflege einer Person, insbesondere durch medizinisches Personal o-
der Familienmitglieder 
•                  Aufenthalt am selben Ort (z.B. Klassenzimmer, Arbeitsplatz, Wohnung/Haushalt, er-
weiterter Familienkreis, Krankenhaus, andere Wohn-Einrichtung, Kaserne oder Ferienlager) 
wie eine Person, während diese symptomatisch war. 

•                  Meldefristen 
Die namentliche Meldung muss unverzüglich erfolgen und dem zuständigen Gesundheitsamt 
spätestens 24 Stunden, nachdem der Meldende Kenntnis erlangt hat, vorliegen. Eine Meldung 
darf wegen einzelner fehlender Angaben nicht verzögert werden (vgl. § 9 Abs. 3 IfSG). 
 
Meldeweg 
Die Meldung hat an das Gesundheitsamt zu erfolgen, in dessen Bezirk sich die betroffene Per-
son derzeitig aufhält oder zuletzt aufhielt. Sofern die betroffene Person in einer Einrichtung 
(z.B. Krankenhaus, Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen) betreut oder untergebracht 
ist, hat die Meldung an das Gesundheitsamt zu erfolgen, in dessen Bezirk sich die Einrichtung 
befindet. 
Das zuständige Gesundheitsamt und dessen Kontaktdaten können mit Hilfe des Postleit-
zahltools des RKI ermittelt werden: https://tools.rki.de/PLZTool/ 
 
Meldeinhalte 
Folgende Angaben müssen bei der Meldung gemacht werden, wenn Ihnen die Informationen 
vorliegen: 

Zur be-
troffenen 
Person 

• Name, Vorname, Geschlecht, Geburtsdatum 
• Adresse und weitere Kontaktdaten (z.B. Telefonnummer, E-Mail-Adresse) 
• Tätigkeit, Betreuung oder Unterbringung in einer Einrichtung, z.B. Kranken-
haus, Gemeinschaftseinrichtungen (z.B. Kita, Schule), Einrichtungen zur Betreu-
ung und Unterbringung älterer, behinderter oder pflegebedürftiger Menschen, 
Obdachlosenunterkünfte, Gemeinschaftsunterkünfte für Asylsuchende, Justiz-
vollzugsanstalten 
• Diagnose oder Verdachtsdiagnose 
• Tag der Erkrankung, Tag der Diagnose, gegebenenfalls Tag des Todes und 
wahrscheinlicher Zeitpunkt oder Zeitraum der Infektion 
• wahrscheinliche Infektionsquelle, einschließlich der zugrunde liegenden Tatsa-
chen 



• Ort, an dem die Infektion wahrscheinlich erworben worden ist 
• Überweisung, Aufnahme und Entlassung z.B. aus einem Krankenhaus, gegebe-
nenfalls intensivmedizinische Behandlung und deren Dauer 

Labor Name, Anschrift und weitere Kontaktdaten (z.B. Telefonnummer, E-Mail-Ad-
resse) der Untersuchungsstelle, die mit der Erregerdiagnostik beauftragt ist 

Melder Name, Anschrift und weitere Kontaktdaten (z.B. Telefonnummer, E-Mail-Ad-
resse) des Meldenden 

 
Darüber hinaus ist dem Gesundheitsamt die Erkrankung auch dann zu melden, wenn der Ver-
dacht bereits gemeldet wurde. Dem Gesundheitsamt ist auch zu melden, wenn sich der Ver-
dacht einer Infektion nicht bestätigt. 
Stand: 14.02.2020  

Mit freundlichem Gruß 

Dr. M. Konner“ 

__________ 
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